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betreffend Befreiung von der Wartezeit gemäß § 1313 BGB. 
Vom 6. Juni 1935. 

Auf Grund des § 1 Ziffer 26 und des 8 2d des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird für das Gebiet der Freien Stadt Danzig fol⸗ 
gendes verordnet: 

Artikel I 

Der Artikel 11 der Verordnung zur Ausführung des Bürgerlichen Geſetzbuches vom 16. November 
1899 (Geſ. S. S. 562) erhält folgende Faſſung: 

„Über die Befreiung von der Vorſchrift, daß eine Frau erſt 10 Monate nach der Auflöſung 
oder Nichtigkeitserklärung ihrer früheren Ehe eine neue Ehe eingehen darf (BGB. 8 1313) ent- 
ſcheidet der Standesbeamte, vor dem die Ehe geſchloſſen werden ſoll. Soll die Ehe im Aus⸗ 
lande geſchloſſen werden, ſo iſt der Standesbeamte, der das Ehefähigkeitszeugnis erteilt, zuſtändig.“ 


Artikel II 
Die zur Ausführung dieſer Verordnung erforderlichen Beſtimmungen erläßt der Senat. 


Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Auguſt 1935 in Kraft. 
Verfahren, die in dieſem Zeitpunkt anhängig ſind, werden nach den bisherigen Vorſchriften er⸗ 
ledigt. 
Danzig, den 6. Juni 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greifer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


151 Verordnung 
zur Ergänzung der Verordnung betr. Notſtandsarbeitslöhne. 
Vom 11. Juni 1935. 


Artikel I 

Die Verordnung zur Ausführung des $ 26 Abſ. 4 des Geſetzes betreffend Erwerbsloſenfürſorge 
vom 30. Juni 1934 (G. Bl. S. 484) in der Faſſung vom 6. Februar 1935 (St. A. Teil 1 S. 71) 
wird wie folgt ergänzt: 

8 14 

Überjtunden über die regelmäßige tägliche Arbeitszeit hinaus find nur in dringenden Fällen an⸗ 
zuordnen. 

Uberſtunden find nach dem Ermeſſen der Betriebsführung möglichſt durch entſprechende Freizeit ab⸗ 
zugelten; ſie ſind wie regelmäßige Arbeitszeit zu entlohnen. 
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8 15 

Der Lohn wird nur für die tatſächlich geleiltete Arbeitszeit bezahlt; jedoch wird er in folgenden 
Fällen in dem nachſtehend feſtgeſetzten Umfange vergütet, wenn der Notſtandsarbeiter ohne ſein Ver⸗ 
ſchulden eine verhältnismäßig nicht erhebliche Zeit an der Arbeit verhindert geweſen iſt. 

Als verhältnismäßig nicht erheblich wird feſtgeſetzt die Zeit: 

a) zur Teilnahme an öffentlichen Wahlen, zu Verhandlungen vor Staats- oder Gemeinde⸗ 
behörden, zu denen der Arbeiter geladen iſt oder die Notwendigkeit zum Erſcheinen nachweiſt, 
und in Ausübung ehrenamtlicher Tätigkeit bei Körperſchaften öffentlichen Rechts, bei 
Feuerlöſchdienſt auf Grund öffentlich⸗rechtlicher Verpflichtung, 

b) bei einem Wohnungswechſel von Arbeitern mit eigenem Hausſtand, 

c) bei Todesfällen in der Familie (Ehefrau, Eltern und Kinder), bei der eigenen Eheſchließung 
und bei der Geburt von Kindern in der Familie des Arbeiters, 

d) bei ſchweren Krankheiten der unter c) genannten Familienangehörigen, ſofern der Arzt dem 
Arbeiter beſcheinigt, daß ſeine Anweſenheit zur vorläufigen Pflege erforderlich iſt. 

Bei Verhinderungen nach a) wird der Lohn nur für die Zeit, die zur Erledigung der Angelegenheit 
unbedingt erforderlich iſt, höchſtens bis zur Dauer eines halben Arbeitstages gezahlt, wenn die Be⸗ 
triebsführung vorher den Urlaub erteilt hat. 

In allen anderen Fällen wird der Lohn bis zur Dauer von einem Arbeitstage gezahlt. 

Anderweitige Entſchädigungen für entgangenen Arbeitsverdienſt werden angerechnet. 

Der Notſtandsarbeiter hat in den Fällen zu a) bis d) den Nachweis für ſeine Behinderung zu 
erbringen oder die Gründe dafür glaubhaft zu machen. 


8 16 
Das Arbeitsverhältnis kann mit eintägiger Kündigungsfriſt gelöſt werden. 
Artikel II 


Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Juni 1935 in Kraft. 
Danzig, den 11. Juni 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer von Wnuck 
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Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Drud von L. Schroth in Danzig. 
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